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Regionalvermarktung

Impressum
Wir wünschen viel Spaß beim Le-
sen der siebten Ausgabe unse-
res Newsletters. Sie können die-
sen Newsletter direkt per E-Mail 
abonnieren. Gehen Sie dazu auf 
www.thomas-schnelle.nrw unter 
> Service > Newsletter. Dort ge-
ben Sie eine gültige E-Mailadres-
se und den angezeigten Code 
gegen Spam ein und bestätigen 
einmalig das Abo in der erhalte-
nen E-Mail. Ab sofort erhalten Sie 
den jeweils aktuellen Newsletter 
automatisch nach Erscheinen zu-
gemailt. 

Bernd Krückel MdL
Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf
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F: 0211 884 33 19

E: bernd.krueckel@landtag.nrw.de
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40221 Düsseldorf
T: 0211 884 27 80
F: 0211 884 33 20

E: thomas.schnelle@landtag.nrw.de
W: thomas-schnelle.nrw

“Was in NRW wächst,  
		  soll auch in NRW auf den Tisch!”

DDie NRW-Koalition von CDU 
und FDP verfolgt das Ziel, 
die regionale Produktion 

und Vermarktung von Lebensmit-
teln zu stärken. Wir haben des-
halb einen Antrag unter dem 
Titel „Nutzung von Synergieeffek-
ten zur Stärkung der Wertschöp-
fung für die heimische Land- und 
Ernährungswirtschaft in Nord-
rhein-Westfalen“ (Drucksache 
17/14956) eingebracht. Dazu er-
klärt unsere Sprecherin für Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz, 
Bianca Winkelmann: 

„Den Menschen wird Vertrauen in 
das, was sie essen, immer wich-
tiger – sie wollen wissen, woher 
ihre Lebensmittel stammen und 
wie diese produziert wurden. Die-
sen Trend hat nicht zuletzt die Co-

rona-Pandemie verstärkt. Aber für 
die Landwirtinnen und Landwirte 
ist die Regionalvermarktung etwa 
auf einem Wochenmarkt oder in 
einem Hofladen mit bürokrati-
schen und organisatorischen Hür-
den verbunden, und gerade für 
kleine Betriebe sind diese häufig 
zu hoch. Für uns als Landespoli-
tik bedeutet das: Wenn wir wollen, 
dass in NRW produzierte Lebens-
mittel auch in NRW auf den Tisch 
kommen, müssen wir Hürden ab-
bauen. 

Aus unserer Sicht brauchen wir 
eine zentrale Anlaufstelle, die För-
derprojekte zusammenführt, Mar-
keting für Nahrungsmittel „made 
in NRW“ gezielt ausrichtet und 
Produzenten bei Vermarktungs-
strategien unterstützt. Diese wol-

len wir durch eine ausgebaute Ko-
operation des Vereins Ernährung 
NRW mit dem Landesumweltamt 
schaffen. So können wir Landwir-
tinnen und Landwirte von Bürokra-
tie entlasten, denn sie werden auf 
dem Feld oder im Stall gebraucht 
und sollen nicht am Schreibtisch 
über Förderanträgen brüten müs-
sen. Wenn wir die Regionalver-
marktung stärken, gewinnen die 
landwirtschaftlichen Betriebe, die 
Verbraucherinnen und Verbrau-
cher, die Wertschöpfung im Land 
und durch kürzere Transportwege 
auch das Klima.“

Der Antrag soll zur weiteren Be-
ratung an den Ausschuss für Um-
welt, Landwirtschaft, Natur- und 
Verbraucherschutz überwiesen 
werden.

mailto:bernd.krueckel%40landtag.nrw.de?subject=Feedback%20Newsletter
http://bernd-krueckel.nrw
mailto:thomas.schnelle%40landtag.nrw.de?subject=Feedback%20Newsletter
http://thomas-schnelle.nrw
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UMWELTFlutkatastrophe

Der Nordrhein-Westfälische 
Landtag wird einen weite-
ren, fünften parlamentari-

schen Untersuchungsausschuss 
(PUA) in dieser Wahlperiode 
einsetzen. SPD und Grü-
ne haben sich zusam-
mengeschlossen, um 
das für die Oppositi-
on ausreichende Quo-
rum für einen PUA zu 
erreichen. Gefunden 
werden sollen die Schul-
digen der Unwetterkatastro-
phe, oder genauer, wie es im An-
trag dazu heißt: „Versäumnisse, 
Unterlassungen, Fehleinschätzun-
gen und Fehlverhalten der Lan-
desregierung“. Dies ist zwar eine 
übliche Auftragsbeschreibung für 
einen Untersuchungsausschuss, 
jedoch unterscheidet sich die Na-
turkatastrophe doch stark von an-
deren Fällen, in denen PUA einge-
setzt wurden.

Der NRW-Innenminister Herbert 
Reul jedenfalls wies die Schuld-
sucherei der Opposition klar zu-
rück: „Es ist eine bodenlose Frech-
heit, uns zu unterstellen, wir wären 
für die Opfer verantwortlich“, sag-
te er. Die Landesregierung habe 
bereits klargemacht, wo Fehler 
im System liegen und wo Verbes-
serungsmöglichkeiten seien. Die 
Aufarbeitung habe auch ohne Op-
position längst begonnen. 

Wie ich es in meiner Rede im Ple-
num bereits deutlich machen 
konnte: Wir wissen schon vieles 
darüber, wo wir was im Katastro-

phenschutz zu verbessern haben, 
damit die Nothilfe das nächste Mal 
besser funktioniert. Wir wissen, wo 
die größten Probleme gelegen ha-

ben, welche Kommunikati-
on fehlgeschlagen oder 

nicht schnell genug 
vonstatten gegangen 
ist. Es gab eine Son-
dersitzung des Innen-
ausschusses, Minister 

Reul hat hier umfang-
reich Fragen beantwortet; 

Herbert Reul war auch dem 
Innenausschuss des Bundesta-
ges zu diesen Fragen zugeschal-
tet. Es gab eine Sondersitzung 
des Umweltausschusses; Ministe-
rin Heinen-Esser hat bereits über 
Kommunikation innerhalb der 
Landesregierung berichtet und 
künftige Vorhaben der Landesre-
gierung zum Hochwasserschutz 
skizziert: Die Vorhaben, die Vor-
schläge liegen alle auf dem Tisch.

Zudem hat die CDU-Landtagsfrak-
tion gerade erst mit Katastrophen-
schützerinnen und Katastrophen-
schützern gesprochen, hat mit 
den Hilfsorganisationen, den Ret-
tern und Feuerwehren ein Werk-
stattgespräch abgehalten, wo ge-
nau diese Untersuchung geführt 
wurde. Wo klar benannt wurde, 
was schief gelaufen ist, was zu tun 
ist und was besser funktionieren 
kann.

Ich halte es für einen Fehler, so 
zu tun, als müssten für diese Na-
turkatastrophe Schuldige gefun-
den werden. Denn diejenigen, 

die wir im PUA vor uns haben wer-
den, werden unter anderem auch 
Ehrenamtler sein. Und den Leu-
ten, die freiwillig geholfen haben, 
nun Fehler vorzuwerfen, ist genau 
das falsche Signal für alle, die gute 
Dienste geleistet haben.

Dennoch: Der PUA ist beschlos-
sen und wir in der CDU-Landtags-
fraktion werden auch in diesem 
Gremium versuchen, schnell die 
Lösungen zu finden und die Pro-
bleme zu beheben, sodass bei ei-
ner möglichen weiteren Hochwas-
serkatastrophe Schäden minimiert 
werden können. 

Das Impfen geht 
voran

Im Kreis Heinsberg haben 
170.195 Personen ihre Erst- 

impfung erhalten, 157.632 
bereits die Folgeimpfung. 

(Stand: 10.09.2021 Quelle: 
coronaimpfung.nrw)

Aktuelle Informationen zur 
Corona-Lage in NRW:

www.land.nrw/corona
COVID-19 Impfdashboard:

impfdashboard.de
Aktuelle Impfzahlen:
coronaimpfung.nrw

Untersuchungsausschuss eingesetzt

Ein Beitrag von  
Thomas Schnelle

https://www.land.nrw/corona
https://impfdashboard.de
https://coronaimpfung.nrw
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Haushaltsplan 2022
Wichtige Impulse und Rekord- 
	 investitionen auch in Krisenzeiten

Das nordrhein-westfälische 
Landeskabinett hat den 
Entwurf des Haushaltsge-

setzes 2022 in den Landtag ein-
gebracht. Die Auswirkungen der 
Corona-Pandemie, die einen dra-
matischen Einbruch der gesamt-
staatlichen Wirtschaftsleistung 
und massive Steuerausfälle ver-
ursacht haben, prägen weiterhin 
den Haushalt und die darüberhi-
nausgehende Finanzplanung für 
die kommenden Jahre. Dennoch 
bleiben die Landesfinanzen sta-
bil. Der Etat geht mit einem Vo-
lumen von 87,5 Milliarden Euro 
nicht über das Niveau der letz-
ten Finanzplanung 2019 bis 2023 
vor der Corona-Pandemie hin-
aus. Ausgenommen hiervon sind 
nur in Einnahmen und Ausgaben 
durchlaufende Posten im Landes-
haushalt. Der Haushalt, ohne co-
ronabedingte Sondereffekte, wird 
erneut ohne neue Schulden ge-
plant.

Die seit 2017 entwickelten finanz-
politischen Leitlinien werden 
auch künftig fortgesetzt. „Unsere 
neue Haushalts- und Finanzarchi-
tektur wurde durch Corona-Pan-
demie und Flutkatastrophe mit 
gleich zwei bespiellosen Heraus-
forderungen konfrontiert. Einen 
solchen Praxistest hätte ich mir 
wahrlich nicht gewünscht. Aber 
das Ergebnis ist eindeutig: Nord-
rhein-Westfalens neue Finanzar-
chitektur trägt. Auch und gera-

de in Krisenzeiten“, betont Lutz 
Lienenkämper, Minister der Fi-
nanzen. „Mit der Haushaltswen-
de in den Haushaltsjahren 2018 
und 2019 hat die Landesregie-
rung erstmals seit fast 50 Jahren 
wieder Haushaltsplanentwürfe 
ohne neue Schulden dem Land-
tag vorgelegt und vollzogen und 
sogar über 600 Millionen Euro an 
Schulden getilgt. Zudem wurden 
Zukunftsrücklagen gebildet so-
wie Überschüsse erwirtschaftet. 
Nun haben wir einmal mehr ge-
zeigt: Ordentliche Kernfinanzen 
sind unabdingbare Voraussetzun-
gen für die Widerstandsfähigkeit 
eines Landes in der Krise. Wer auf-
steigen will, braucht ein solides fi-
nanzwirtschaftliches Fundament.“

Rekordinvestitionen für das Auf-
steigerland – 9,6 Milliarden Euro 
für die Zukunft

Einen klaren Schwerpunkt setzt 
die Landesregierung mit dem 
Haushaltsplanentwurf 2022 beim 
Thema Zukunftsfähigkeit. Für ge-
zielte Investitionen und Moderni-
sierungsprojekte vor allem in den 
Bereichen Innovationen und Zu-
kunftstechnologien, Innere Sicher-
heit, Bildung oder Verkehr und 
Umweltschutz werden im Haus-
haltsplanentwurf 2022 insgesamt 
rund 9,6 Milliarden Euro bereitge-
stellt. „Damit setzen wir Maßstä-
be“, sagt Minister Lienenkämper. 
„Niemals zuvor gab es in der Ge-

schichte des Landes geplante In-
vestitionsausgaben in einer sol-
chen Höhe. Wir haben gezeigt: 
Solide Finanzen und Rekordinves-
titionen lassen sich miteinander 
verbinden.“ 

Schwerpunkt Innere Sicherheit
Die Innere Sicherheit ist und bleibt 
einer der Schwerpunkte der Lan-
desregierung. Dies schlägt sich 
auch im Haushaltsentwurf für 
2022 nieder. Vorgesehen ist eine 
weitere Steigerung der Mittel 
für die Polizei um 200 Millionen 
Euro. Finanziert werden sollen zu-
sätzliche Stellen insbesondere 
in der Bekämpfung von Kindes-
missbrauch und Cyberkriminali-
tät sowie für die Modernisierung, 
Professionalisierung und Digitali-
sierung der technischen Ausstat-
tung, Liegenschaften und polizei-
lichen Sondertechnik.

Modernisierung der Verkehrs- 
infrastruktur
Auch die Weiterentwicklung der 
Infrastruktur bleibt ein zentrales 
Thema. So wird das Land bis zu 
900 Millionen Euro für die Realisie-
rung der „Westspange Köln“ be-
reitstellen. Gemeinsam mit dem 
Bund soll so einer der am stärks-
ten frequentierten Knotenpunk-
te im Schienennetz entlastet wer-
den. Die Westspange hat für die 
gesamte Region und den Schie-
nenverkehr in Nordrhein-Westfa-
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len eine überregionale, wesentli-
che Bedeutung.

Stärkung der Schulen
Im Bereich Schule werden 3.971 
zusätzliche Stellen mit dem Haus-
haltsplanentwurf 2022 eingerich-
tet, u.a. für den Masterplan Grund-
schule, die Neuausrichtung der 
Inklusion und die Agenda zur Stär-
kung der beruflichen Bildung. Da-
mit wurden seit dem Jahr 2018 
insgesamt rund 10.600 zusätzli-
che Stellen geschaffen.
„Konsolidieren, Modernisieren 
und passgenaues Investieren – 
das sind unsere finanzpolitischen 
Leitlinien seit wir die Haushalts-
wende 2017 eingeleitet haben. 
Sie sind die DNA nordrhein-west-
fälischer Haushaltspolitik. Mit ih-
nen behalten wir unsere Schwer-
punkte fest im Blick“, betont 
Minister Lienenkämper. „Der neue 
Haushalt für das Jahr 2022 setzt 
diese hoffentlich dauerhafte Tradi-
tion nun weiter fort.“

Fortsetzung des Rettungsschirms
Der vom Landtag im März 2020 
einstimmig beschlossene NRW-
Rettungsschirm zur Finanzierung 
aller direkten und indirekten Fol-
gen der Bewältigung der Corona-
Krise mit seinem Sondervermögen 
von bis zu 25 Milliarden Euro wird 
plangemäß im Jahr 2022 fortge-
führt. Er bleibt das Kernstück zur 
Krisenbewältigung. Die Landesre-
gierung wird den Rettungsschirm 
und den allgemeinen Haushalt 
weiterhin voneinander abgrenzen. 
Es ist davon auszugehen, dass die 
erheblichen Beeinträchtigungen 
des Wirtschaftsablaufs auch im 
kommenden Jahr noch spürbar 
sein werden. Die deutlichen Steu-
ermindereinahmen gegenüber 
dem Vorkrisenniveau für die Jahre 
2021 und 2022 resultieren sowohl 
aus Beschlüssen des Bundes zu 
steuerlichen Entlastungsmaßnah-
men in Corona-Zeiten als auch aus 

dem wirtschaftlichen Einbruch in 
der Krise.

Ausblick: Steuerschätzung und 
Rückkehr zur haushaltspoliti-
schen Normalität
Nach den letzten Schätzungen 
des Arbeitskreis „Steuerschätzun-
gen“ aus Mai 2021 werden die 
Steuereinnahmen für das Land 
Nordrhein-Westfalen auch weiter-
hin signifikant unter den ursprüng-
lichen Erwartungen bleiben. Da-
nach werden sich für das Land 
Nordrhein-Westfalen gegenüber 
der letzten Finanzplanung auf Vor-
krisenniveau Steuerminderein-
nahmen für das Jahr 2022 in Höhe 
von 3,649 Milliarden Euro erge-
ben, die aus dem Rettungsschirm 
zu kompensieren sind. Die finan-
ziellen Folgen der Corona-Pan-
demie haben tiefgreifende Spu-
ren in der Wirtschaftsstruktur der 
deutschen und nordrhein-westfä-
lischen Wirtschaft hinterlassen ha-
ben und werden nicht kurzfristig 
überwunden sein. Daher wird die 
außergewöhnliche Notsituation 
für das Land Nordrhein-Westfalen 
im Jahr 2022 weiter andauern.

Im Jahr 2023 wird der Haushalt 
ohne Zuführungen aus dem NRW-
Rettungsschirm aufgestellt. Für 
die Folgejahre wird wieder mit 
Haushaltsüberschüssen geplant. 
Die Überschüsse von 200 Millio-
nen Euro im Jahr 2024 und von 
500 Millionen Euro im Jahr 2025 
werden planmäßig zur Tilgung 
der vom Corona-Rettungsschirm 
aufgenommenen Kredite einge-
setzt. „Vorsorge für Unerwartetes 
und gleichzeitig genügend Mittel 
für Investitionen und weitere Im-
pulse für die Wirtschaft. So flan-
kiert unsere Haushaltsarchitek-
tur den Aufstieg unseres Landes“, 
fasst Minister Lienenkämper die 
Kernpunkte seiner Haushaltspo-
litik noch einmal zusammen. „Zu-
trauen und Ermöglichen bleiben 

die Richtschnur unserer Haus-
halts- und Finanzpolitik. Dafür 
müssen wir die notwendigen Rah-
menbedingungen schaffen. Das 
klappt nicht zum Nulltarif. Aber es 
ist sinnvoll investiertes Geld.“

Stabile Ratings
Die vorausschauende Finanzpo-
litik der Landesregierung und die 
Krisenfestigkeit der letzten Haus-
halte schlägt sich auch in den 
unabhängigen Ratings Nord-
rhein-Westfalens am Kapitalmarkt 
nieder. So bescheinigt die Rating-
agentur Standard & Poor’s der 
Landesregierung die richtigen 
haushaltspolitischen Rahmen-
bedingungen zu setzen. In ihrem 
letzten Bericht vom 27. August 
2021 bewerteten sie die langfristi-
ge Bonität des Landes erneut mit 
der Note „AA“ (mit stabilem Aus-
blick). Damit bestätigt S&P seine 
Einschätzung, die das Land 2019 
erstmals seit 15 Jahren erhalten 
hatte, auch unter den aktuellen ex-
tremen Herausforderungen. “Die-
se Einschätzung von neutraler Sei-
te ist Bestätigung und Ansporn 
zugleich: Wir haben den richtigen 
Weg eingeschlagen und setzen 
die richtigen Schwerpunkte in un-
serer Haushaltspolitik“, betont Lie-
nenkämper. „Mit unserem Haus-
haltsmanagement blicken wir in 
eine starke, sichere Zukunft.“

Planungssicherheit für die Kom-
munen
Auch die Planungssicherheit der 
Gemeinden und Gemeindever-
bände wird aufrechterhalten. Sie 
erhalten ihre Zuweisungen und 
Zuschüsse im Rahmen des kom-
munalen Steuerverbunds auch 
2022 auf der Basis der Finanzpla-
nung 2019 bis 2023 und damit 
auf Vorkrisenniveau. Die Beträge, 
die über die reguläre Berechnung 
auf Basis der Ist-Steuereinnahmen 
vom 1. Oktober 2020 bis 30. Sep-
tember 2021 hinausgehen, 
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belaufen sich auf 930,9 Millionen 
Euro. Sie werden den Gemeinden 
und Gemeindeverbänden über 
den NRW-Rettungsschirm finan-
ziert und sollen erst dann schritt-
weise verrechnet werden, wenn 
sich die wirtschaftliche Situation 
der Gemeinden und Gemeinde-
verbände wieder gebessert hat 
und die Verteilsumme beim Ge-
meindefinanzierungsgesetz wie-
der steigt.

Flutkatastrophe
Die Bewältigung der Flutkatastro-
phe im Juli 2021, die Finanzierung 
der Soforthilfe und der Wieder-
aufbauhilfe sind ein gesamtdeut-
scher Kraftakt, der nur gemeinsam 
und solidarisch gemeistert wer-
de kann und die Betroffenen noch 
die nächsten Jahre beschäftigen 
wird. Nachdem mit den Soforthil-
fen bereits schnell und unbüro-
kratisch ein erstes starkes Zeichen 
gesetzt wurde, werden die weite-
ren Maßnahmen solidarisch von 
Bund und Ländern über die „Auf-
bauhilfe 2021“ finanziert. 

Der Haushaltsplanentwurf 2022 
richtet den Fokus darüber hinaus 
erneut auf mittel- und langfristige 
Investitionen in die Zukunft des 
Landes:

Schule und Bildung
Der Haushaltsentwurf für das 
Jahr 2022 sieht Mehrausgaben 
in Höhe von rund 446 Millionen 
Euro vor. Damit werden insge-
samt 3.971 zusätzliche Stellen ein-
gerichtet, unter anderem für den 
Masterplan Grundschule, die Neu-
ausrichtung der Inklusion und 
die Agenda zur Stärkung der Be-
ruflichen Bildung. Die Landesre-
gierung hat die Schulsozialarbeit 
langfristig gesichert und erhöht 
die jährlichen Landesmittel um 
10 Millionen Euro auf 57,7 Millio-
nen Euro. Für den Ausbau des Of-
fenen Ganztags im Primarbereich 
werden zusätzlich rund 40 Milli-

onen Euro bereitgestellt. Im Ver-
gleich zum Vorjahr erhöhen wir 
die Platzzahl um zusätzliche 7.830 
auf dann 362.500 Plätze.
Im Bereich der Digitalisierung wer-
den zusätzlich rund 12,8 Millionen 
Euro veranschlagt. Zur Unterstüt-
zung der Schulen – zum Beispiel 
bei der Arbeit mit LOGINEO NRW – 
erhalten die Digitalisierungsbeauf-
tragten an den Schulen sowie die 
Medienberaterinnen und Medien-
berater zusätzliche Entlastungs-
stunden im Umfang von 165 Leh-
rerstellen.

Innere Sicherheit
Das Auswerten von Massendaten, 
die Bekämpfung von Kindesmiss-
brauch und Cyberkriminalität sind 
weiter von besonderer Bedeu-
tung. Dafür werden 123 zusätzli-
che Spezialistinnen und Spezialis-
ten eingestellt.
Darüber hinaus wird das „Backof-
fice“ in den Kreispolizeibehörden 
gestärkt. Dafür werden 101 neue 
Stellen eingerichtet. 500 zusätzli-
che Stellen entstehen für Tarifbe-
schäftigte im polizeilichen Verwal-
tungsdienst, um die operativen 
Kräfte der Polizei zu entlasten. Da-
mit handelt es sich um insgesamt 
2.500 Stellen in den Jahren 2018 
bis 2022.

Wirtschaft, Innovation, Zukunft
Wasserstoff ist ein zentrales Ele-
ment für die klimafreundliche Mo-
dernisierung des Wirtschafts- und 
Energiestandorts Nordrhein-West-
falen. Für die Ko-Finanzierung 
großer Leuchtturm-Projekte im 
Rahmen des europäischen Was-
serstoff-IPCEIs, regionale Initiati-
ven sowie innovative Projekte von 
Unternehmen und Forschungs-
einrichtungen stellt die Landes-
regierung rund 15 Millionen Euro 
zur Verfügung.
Die Mittel zur Förderung von Inno-
vationen werden mit dem Haus-
halt 2022 um rund 98 Millionen 
Euro erhöht. Damit stehen rund 

130 Millionen Euro für wichtige 
Schlüsseltechnologien, wie zum 
Beispiel der Energieforschung, 
der Nano- und Mikrotechnologie, 
den neuen Werkstoffen, dem An-
lagen- und dem Maschinenbau, 
der Gesundheits- und Medizinfor-
schung, der Biotechnologie sowie 
insbesondere der Künstlichen In-
telligenz bereit.

Familie
Für gesetzgeberische Aktivitäten 
im Bereich des Kinderschutzes – 
insbesondere zu den Ausführun-
gen des Gesetzes zur Stärkung 
von Kindern und Jugendlichen 
(Kinder- und Jugendstärkungsge-
setz – KJSG) – werden 25 Millio-
nen Euro bereitgestellt.
Für den flächendeckenden Aus-
bau der spezialisierten Beratung 
zur Prävention sexualisierter Ge-
walt sind weitere Mittel von jähr-
lich rund 5,1 Millionen Euro ein-
geplant. 55 Millionen Euro stehen 
für eine Personal- und Qualifizie-
rungsoffensive bereit, mit der die 
Arbeitgeber der Kindertagesein-
richtungen bei der Personalge-
winnung unterstützt werden sol-
len.

Justiz
Zum Abbau der Belastung in der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit und 
bei den Staatsanwaltschaften wer-
den insgesamt 255 neue Stellen 
eingerichtet.
Für die Digitalisierung der Justiz 
werden 58 neue Stellen und für 
die Einrichtung von Wirtschafts-
strafkammern zur Bewältigung der 
Cum-Ex-Verfahren 31 neue Stellen 
geschaffen. Der Justizvollzug wird 
durch 294 neue Stellen gestärkt.

Wissenschaft und Forschung
Die Landesregierung bietet den 
Hochschulen sichere finanziel-
le Perspektiven und trifft haus-
halterische Vorsorge für die 
neue Hochschulvereinbarung 
von 2022 bis 2026. Der Wissen-
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schaftsstandort wird weiter ge-
stärkt: Der im Rahmen der Ruhr-
konferenz begonnene Aufbau von 
vier Research-Departments der 
Wissenschaftsallianz Ruhr wird 
fortgesetzt.
Für den planmäßigen Aufbau 
der neuen Medizinischen Fakul-
tät OWL werden die notwendi-
gen Mittel bereitgestellt. Die Mittel 
für die neue themenoffene For-
schungsförderung werden um 15 
Millionen Euro erhöht und die Ko-
Finanzierung von bedeutenden 
Forschungsvorhaben sicherge-
stellt, wie zum Beispiel dem Auf-
bau eines Wasserstoff-Clusters 
oder der Förderung des Maschi-
nellen Lernens an den Standorten 
in Bonn und Dortmund.

Kultur
Die erfolgreiche Stärkungsinitia-
tive Kultur, verbunden mit einer 
Erhöhung des Kulturetats um 50 
Prozent von 2017 bis 2022, wird 
planmäßig umgesetzt. Der Kultur-
haushalt 2022 steigt um weitere 
23,6 Millionen Euro auf einen Ge-
samtansatz von rund 315,7 Millio-
nen Euro.

Umwelt, Landwirtschaft, Natur- 
und Verbraucherschutz
Der Haushalt 2022 schreibt das 
Engagement zur Anpassung an 
den Klimawandel, zur Zukunftsge-
staltung der Landwirtschaft und 
der Wälder fort. Für die Unterstüt-
zung einer nachhaltigen und tier-
wohlgerechten Landwirtschaft 
sind für 2022 Haushaltsmittel in 
Höhe von rund 381 Millionen Euro 
unter anderem für Förderungen 
im Ländlichen Raum im Rahmen 
der EU-Ko-Finanzierung (32,3 Mil-
lionen Euro) vorgesehen.
Als eine zentrale Klimaanpas-
sungs-Maßnahme werden rund 
251 Millionen Euro insbesondere 
für den Hochwasserschutz (76,7 
Millionen Euro) und Maßnahmen 
der Gewässerökologie im Rahmen 

der Wasserrahmenrichtlinie (64,3 
Millionen Euro) eingesetzt.
Um unsere Wälder multifunktional 
und klimafest zu gestalten, sind in 
der Summe Fördermittel in Höhe 
von 133 Millionen Euro einge-
plant. Ein ebenfalls existenzielles 
Thema ist der Artenschutz. Für die 
Förderung des Insektenschutzes 
und der Artenvielfalt sind für das 
kommende Jahr rund 44,5 Millio-
nen Euro vorgesehen.

Verkehr
Zur weiteren Förderung und Aus-
weitung des Rad- und Fußver-
kehrs werden die Mittel von 54,5 
Millionen Euro im Jahr 2021 auf 
102 Millionen Euro im Jahr 2022 
nahezu verdoppelt, insbesonde-
re für Maßnahmen der Nahmobili-
tät sowie für Radwege an Landes-
straßen. Das Land stellt zudem für 
Maßnahmen aus dem neuen Fahr-
rad- und Nahmobilitätsgesetzes 
im Haushalt 2022 insgesamt 40 
Millionen Euro bereit, das ist ein 
Plus von knapp 30 Millionen Euro. 
Zur Förderung von Planungsleis-
tungen auf der Schiene werden 
die Mittel mit dem Haushalt 2022 
auf 34 Millionen Euro angehoben.

Denkmalschutz und Wohnen
Die regional differenzierten Woh-
nungsmärkte, der demografische 
Wandel und der Klimawandel stel-
len neue Anforderungen an den 
Wohnungsbau und insbesonde-
re die öffentliche Wohnraumför-
derung in Nordrhein-Westfalen. 
Hierfür stellt die Landesregierung 
weitere 5 Millionen Euro mit dem 
Haushalt 2022 bereit. Gefördert 
werden sollen besondere innova-
tive Elemente (z.B. begrünte Fas-
saden, regenerative Kälte-/Wärme-
techniken, Wohnformen für Ältere 
etc.) im Neubau, beim Erhalt so-
wie dem An-, Aus- und Umbau von 
Wohnungsbauten.
Nachdem bereits in den letzten 
Jahren die Mittel der Denkmalför-

derung kontinuierlich auf zuletzt 
25 Millionen Euro angehoben wur-
den, stehen im Haushalt 2022 nun 
48 Millionen Euro für Maßnahmen 
der Denkmalpflege zur Verfügung.
Die Mittel für das Landespro-
gramm Dorferneuerung werden 
mit dem Haushalt 2022 um 30 Mil-
lionen Euro gegenüber dem Vor-
jahr auf dann 50 Millionen Euro 
angehoben.

Gesundheit und Pflege
Ab dem Jahr 2021 wird das Schul-
geld für die Gesundheitsfachberu-
fe vom Land zu 100 Prozent über-
nommen. Daneben wird die neue 
Ausbildung zur generalistischen 
Pflegefachassistenz, die die bis-
herigen Ausbildungen zur Alten-
pflegehilfe und Krankenpflege-
assistenz ablöst, über eine neue, 
erhöhte Schulkostenpauscha-
le auskömmlich finanziert. Insge-
samt erhöhen wir damit den Haus-
haltsansatz zur Förderung der 
Ausbildungen in verschiedenen 
Gesundheitsfachberufen um 21,9 
Millionen Euro auf insgesamt rund 
73,9 Millionen Euro. Zur Schaffung 
von zusätzlichen Plätzen in den 
Einrichtungen des Maßregelvoll-
zugs sowie zur Umsetzung not-
wendiger Bauunterhaltungsmaß-
nahmen werden die Bauausgaben 
für den Maßregelvollzug gegen-
über dem Jahr 2021 um rund 39,6 
Millionen Euro auf insgesamt 66,2 
Millionen Euro erhöht.

Sportförderung
Nordrhein-Westfalen setzt seine 
Strategie fort, sich als attraktiver 
Sportstandort weltweit zu empfeh-
len. Für das Haushaltsjahr 2022 
sind dafür zusätzliche Mittel in 
Höhe von 53 Millionen Euro vor-
gesehen, die für die Organisation 
und Nachhaltigkeitsprogramme 
von sportlichen Großveranstaltun-
gen, wie die Basketball-Europa-
meisterschaft oder die Hockey-Pro 
League eingesetzt werden. 
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Ein Update für die Zukunft!
Katastrophenschützer im 
Diskurs mit der CDU-Land-
tagsfraktion

Während der Hochwasser-
katastrophe haben wir 
einen enormen Zusam-

menhalt und eine außergewöhn-
liche Hilfsbereitschaft erlebt und 
erleben sie noch. Das gilt vor al-
lem für alle ehrenamtlich Tätigen 
in unseren Feuerwehren, den Ret-
tungs- und Hilfsorganisationen 
und dem THW. Für ihren Einsatz 
verdienen sie nicht nur Respekt, 
Dank und Anerkennung, sondern 
dürfen zurecht von der Politik er-
warten, dass sie auf ihre Erfah-
rungen zählt. Genau das will die 
CDU-Landtagsfraktion NRW auch 
erreichen. Dafür wurde ein Werk-
stattgespräch organisiert, für wel-
ches sich Experten von Rettungs-

diensten und Katastrophenschutz, 
von Hilfsorganisationen und Feu-
erwehr, aus den Ministerien und 
Kommunen im Plenum des Land-
tags NRW trafen.

Dabei wurden Erfahrungen und 
Rückmeldungen von den Prakti-
kern gesammelt, um ein „Update“ 
des nordrhein-westfälischen Ka-

tastrophenschutzes zu diskutie-
ren. So haben wir über Anregun-
gen, Vorschläge und Probleme 
der Helferinnen und Helfer ge-
sprochen, um so gemeinsam mit 
ihnen die Zukunft zu gestalten. 

Das Werkstattgespräch bot ein Fo-
rum, um ihre persönlichen Eindrü-
cke zu schildern, Kritik und Lob zu 
äußern und vor allem um Verbes-
serungsvorschläge für einen „Ka-
tastrophenschutz der Zukunft“ zu 
erarbeiten.

Mit dabei waren Innenminister 
Herbert Reul, Kommunalministe-
rin Ina Scharrenbach, Umweltmi-
nisterin Ursula Heinen-Esser sowie 
Verkehrsminister Hendrik Wüst. 
Die Impulse aus dem Gespräch 
werden nun in die politischen 
Überlegungen unserer Fraktion 
eingebunden, um so den Katast-
rophenschutz in NRW gut gerüs-
tet in die Zukunft zu führen. 

Werkstattgespräch
Katastrophenschutz in NRW

Ein Beitrag von  
Thomas Schnelle

Thomas Schnelle MdL, Referentin Ann-Kathrin Scheufeld-Küsters, Dr. Christos Katzi-

dis MdL und Gregor Golland MdL. 			            Foto: CDU-Fraktion NRW

Umweltministerin Ursula Heinen-Esser, Innenminister Herbert Reul und Verkehrsmi-

nister Hendrik Wüst. 				           Foto: CDU-Fraktion NRW


